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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Eine parlamentarische Initiative Bertschy (glp, BE) verlangte eine Änderung der
Erwerbsersatzordnung, um im Falle der Erwerbstätigkeit beider Elternteile die
bestehende 14-wöchige Mutterschaftsentschädigung um einen maximal 14-wöchigen
bezahlten Vaterschaftsurlaub zu ergänzen. Zum einen begründete die Initiantin ihre
Forderung damit, dass eine familienexterne Betreuung nach Ablauf der bestehenden 14
Wochen Mutterschaftsurlaub oftmals nicht möglich sei. Zum anderen argumentierte
sie, dass damit die traditionelle Rollenteilung aufgeweicht und die Chancengleichheit
zwischen Frauen und Männern im Erwerbsleben verbessert werden könne. Eine
verstärkte Einbindung der Frauen in den Arbeitsmarkt hätte mittel- bis längerfristig
positive Auswirkungen auf die Wirtschaft; so könnten etwa der Fachkräftemangel
entschärft und die Einnahmen bei den Steuern und Sozialversicherungen erhöht
werden, zeigte sich die Berner Nationalrätin überzeugt. Die SGK-NR, die sich im Juni
2021 mit der parlamentarischen Initiative auseinandersetzte, beantragte mit 13 zu 5
Stimmen bei 6 Enthaltungen, der Initiative keine Folge zu geben. Ein zentrales Motiv für
die ablehnende Haltung stellten die Kosten zur Finanzierung eines solchen
Elternzeitmodells dar. Im Zuge der Beratungen zur Initiative lancierte die Kommission
jedoch ein Postulat, das den Bundesrat beauftragen möchte, eine volkswirtschaftliche
Gesamt-Kosten-Nutzen-Analyse unterschiedlicher Elternzeitmodelle zu erstellen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.2021
MARLÈNE GERBER

In der nationalrätlichen Herbstsession 2021 wurde die Forderung nach einem
ergänzenden, bezahlten Vaterschaftsurlaub von maximal 14 Wochen, eingebracht in
Form einer parlamentarischen Initiative Bertschy (glp, BE), mit 38 zu 110 Stimmen (bei
38 Enthaltungen) klar abgelehnt. Unterstützung erhielt das Anliegen lediglich von der
geschlossenen GLP-Fraktion, einer Mehrheit der SP-Fraktion und insgesamt drei
Mitgliedern aus den Fraktionen der Grünen und der Mitte. Die Grünen-Fraktion enthielt
sich beinahe gänzlich der Stimme – ebenso wie eine Minderheit der SP und zwei
Ratsmitglieder der Mitte. Fünf SP-Mitglieder stellten sich gar gegen die Initiative. Die
fehlende Unterstützung aus dem linken Lager war in der Ausgestaltung der Vorlage
begründet. So befürchtete Flavia Wasserfallen (sp, BE) im Rat, dass bestehende,
grosszügigere Urlaubsregelungen für die Mutter bei Annahme der Initiative auf 14
Wochen reduziert werden könnten. Die Bestärkungen der GLP-Nationalrätin Bertschy,
dass es ihr keinesfalls um die Kürzung bestehender Lösungen gehe, sondern um eine
ergänzende Lösung für den Vater im selben, bekannten Umfang, verfingen im
Nationalrat auf linker Seite nicht. Min Li Marti (sp, ZH) bestätigte ferner gegenüber dem
Tages-Anzeiger, dass je 14 Wochen einigen Linken zu wenig weit gingen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2021
MARLÈNE GERBER

1) Bericht SGK-NR vom 23.6.21
2) AB NR, 2021, S. 1972 ff.; TA, 24.9.21
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